
Eine alternde Gesellschaft und fehlende Fach-
kräfte – diesen Herausforderungen muss sich
der Wirtschaftsstandort Deutschland stellen.
„Umso wichtiger ist es, Menschen, die nach
einem Unfall arbeitsunfähig sind,schnell wie-
der beruflich einzugliedern – möglichst bei
ihrem bisherigen Arbeitgeber“, so Johannes
Plönes,Geschäftsführer der Feuerwehr-Unfall-
kasse NRW. „Dort können sie ihre Kenntnisse
und Fähigkeiten am besten einsetzen.“

Eine wichtige Aufgabe der gesetzlichen Unfall-
versicherung (GUV) ist das Reha-Management.
Es greift dann, wenn ein Versicher-
ter einen Arbeits-,  Wegeunfall oder
eine Berufskrankheit hat. Durch
gezielte Prävention in den Betrieben
werden zudem Arbeitsunfälle ver-
mieden. Mit dem Gesetz zur Förde-
rung der Ausbildung und Beschäfti-
gung schwerbehinderter Menschen geht der
Gesetzgeber einen Schritt weiter. Seit dem 1.
Mai 2004 ist die Neufassung des § 84 SGB IX
in Kraft, die das betriebliche Eingliederungsma-
nagement durch den Arbeitgeber vorsieht.
Beschäftigte, die innerhalb eines Jahres länger als
sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt
krank werden, sollen mit Hilfe betrieblicher Ein-
gliederung wieder arbeitsfähig werden. In einem

Unternehmen sorgen so genannte Disability
Manager (disability, engl.: Behinderung) für die
berufliche Reintegration.

„Menschen mit verminderter gesundheitli-
cher Leistung im Arbeitsleben zu halten, lohnt
sich sozialpolitisch und wirtschaftlich“, so Plö-
nes. „Die Unfallversicherungsträger der öffent-
lichen Hand in NRW wissen dies aufgrund lang-
jähriger Erfahrung mit dem Reha-Management.
Dieses verzahnte System, das Leistungen aus
einer Hand anbietet, sollte Vorbild für den Auf-
bau der betrieblichen Eingliederung sein.“ Es lie-
ge im Interesse aller, zufriedene Mitarbeiter zu

beschäftigen, Entgeltfortzahlungen
zu reduzieren sowie frühe Erwerbs-
minderungsrenten zu vermeiden.

Als vorbildlich bezeichnet Karl
Hermann Haack, Beauftragter der
Bundesregierung für die Belange
behinderter Menschen, die Präven-

tion und das Reha-Management der GUV „aus
einer Hand“: „Dort wird vor Ort, am Klinik-
bett, am Arbeitsplatz oder zu Hause der Reha-
Bedarf in Abstimmung mit dem Betroffenen
ermittelt und schnell gehandelt. Gutes Reha-
Management muss Ausfallzeiten vermeiden und
verkürzen. Ziel ist, Ausgliederung zu verhindern
und gesellschaftliche Teilhabe zu verbessern.“
infoplus als PDF: infoplus@kompart.de

Gesetz zur Förderung
der Ausbildung und 
Beschäftigung schwer-
behinderter Menschen:
www.bmgs.bund.de („Ge-
setze und Verordnungen“,
„zum Behindertenrecht“)

Reha-Management

Behinderten-Integration
stärkt die Unternehmen

Dieter Kurka,
Sprecher der
Unfallversicherer 
der öffentlichen
Hand in NRW
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Rehacare

Rette Deine Haut
„Rette Deine Haut“ ist das

Motto der Landesunfallkasse
und der beiden Gemeindeun-
fallversicherungsverbände aus
NRW auf der „REHACARE“.
Die Messe findet vom 10. bis
13. November in Düsseldorf
statt. Der gemeinsame Stand
ist in Halle 3, Nr. D 87.
Infos: www.rehacare.de

Strassenwärter

Belastender Job
„Psychische Belastungen bei

Straßenwärtern“– so heißt ein
gemeinsames Projekt der Lan-
desunfallkasse NRW und des
Landesbetriebs „Straßenbau
NRW“. Dabei geht es unter
anderem um Gefährdungen
der Straßenwärter und geeig-
nete Hilfsmaßnahmen. 
Infos: www.luk-nrw.de

Prävention

Neue Vorschrift
Die Vertreterversammlung

der Feuerwehr-Unfallkasse
NRW hat die Unfallverhü-
tungsvorschrift „Grundsätze
der Prävention“ beschlossen.
Sie ist am 1. Oktober 2004 in
Kraft getreten und ein zentra-
ler Beitrag zur Neuordnung des
Arbeitsschutzrechts.
Infos: http://sgv.im.nrw.de
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Der Kluge nutzt
die Chancen
Die gesetzliche Unfallversiche-
rung steht auf dem Prüfstand.
Spätestens seitdem Arbeitgeber-
verbände offensiv für Reformen
dieses Zweiges der Sozialver-
sicherung plädieren, steht die
Unfallversicherung und ihre
Leistungsfähigkeit auf der poli-
tischen Agenda. Einer Diskussion
um Qualität und Wirtschaftlich-
keit unseres Wirkens stellen sich
die Unfallversicherungsträger der
öffentlichen Hand gerne. Doch
ich warne davor, das sozialpoli-
tische Kind gewissermaßen mit
dem Bade auszuschütten.
Investitionen in Prävention, Re-
habilitation und Entschädigung
rechnen sich für die gesamte
Gesellschaft – und gerade auch
für Arbeitgeber. Denn – das zei-
gen alle Statistiken – die Zahl der
Erwerbstätigen wird in den näch-
sten Jahren dramatisch sinken.
Schon jetzt haben einzelne Bran-
chen große Probleme, qualifizier-
te Kräfte zu finden. Da gilt es,
alle Möglichkeiten zu nutzen 
und zum Beispiel bei Behinder-
ten nicht die Defizite, sondern in
erste Linie die Fähigkeiten zu
sehen. Nur wer so denkt, schöpft
die unternehmerischen Poten-
ziale der Personalentwicklung
wirklich aus.
In diesem Sinne Ihr

Dieter Kurka
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Sparkassenangestellte, die
Opfer eines Überfalls gewor-
den sind, leiden oft jahrelang
unter den Folgen des Verbre-
chens, auch wenn sie körper-
lich unversehrt geblieben
sind. Die frühzeitige Betreu-
ung der Überfallopfer schon
am Tatort ist die Grundlage
einer Kooperation zwischen
den Gemeindeunfallversiche-
rungsverbänden (GUVV) und
den Sparkassen in NRW.

„Überfallen zu werden, ist
ein Berufsrisiko für Sparkas-
senangestellte“, sagt Jürgen
Schäper, Leiter des Regional-
teams Südwestfalen
des GUVV West-
falen-Lippe. „Wie
sehr sie unter den
Folgen eines Über-
falls zu leiden
haben hängt davon
ab, wie massiv sie ihn erlebt
haben.“ Schäper nennt das Bei-
spiel einer jungen Sparkassen-
angestellten, der der Täter eine
Pistole an den Kopf hielt. Sicht-
bare Verletzungen erlitt sie
nicht. Mehr als zehn Jahre
konnte sie den Vorfall ver-

drängen und weiterhin in ihrem
Job arbeiten. Vor einigen
Monaten kam dann der völli-
ge seelische Zusammenbruch.
Der GUVV Westfalen-Lippe
betreut die junge Frau, um sie
nun wieder ins Berufsleben ein-
zugliedern.

In den so genannten „BÜB-
Seminaren“ (Betreuer von
Überfall-Betroffenen) werden
Sparkassen-Mitarbeiter auf
ihre Rolle als BÜB vorbereitet.
Die GUVVe setzen ihre Kom-
petenz gezielt ein, um hier qua-
lifizierte Hilfe zur Selbsthilfe
aufzubauen. Leiden, wie die der
jungen Frau, können so früh-

zeitig erkannt,
Folgeschäden ab-
gemildert oder
vermieden wer-
den. „Sofort nach
dem Überfall ste-
hen die BÜB

dann ihren Kollegen zur Sei-
te“, erklärt Ernst Wuttke, Fach-
bereichsleiter Arbeitsmedizin
und Psychologie beim Rhei-
nischen GUVV.

Der „BÜB“ oder „Kümme-
rer“, wie Jürgen Schäper ihn
lieber nennt, ersetzt keine psy-

chologische Betreuung oder
Nachsorge. „Wir zeigen da-
durch, dass wir den überfalle-
nen Kollegen mit seinem
Unglück nicht allein lassen“,
sagt Sigrid Breiksch, die bei der
Sparkasse Dortmund das Kri-
seninterventionsteam leitet und
selbst eine von sechs „BÜB“ in
ihrem Haus ist. „Oft wollen die
Betroffenen reden, dann hören
wir zu. Wir begleiten sie nach
dem Überfall zur Polizei. Wenn
nötig, holen wir auch die Kin-
der von der Schule ab.“ Wenn
eine solche Unterstützung nicht
ausreicht, kann die gelernte
Bankerin Breiksch auf ein pro-
fessionelles Hilfesystem, beste-
hend aus Psychologen und
GUVV-Fachleuten, zurück-
greifen. „Dieses Kollegen-für-
Kollegen-Prinzip hat sich
bewährt“, weiß auch Bernd
Küppers, Sicherheitsberater
beim Rheinischen Sparkassen-
und Giroverband. „Die Hilfe,
die nach einem Überfall ange-
boten wird, ist wie eine Trep-
pe. Der BÜB ist die erste Stufe
und nimmt vielen Betroffenen,
die später professionelle Hilfe
brauchen, die Schwellenangst.“

Kooperation

Erste Hilfe für Überfall-Opfer

Sozialverband

„Durch das Reha-Manage-
ment in der gesetzlichen Unfall-
versicherung gewinnen Be-
hinderte, Arbeitgeber und
Unfallversicherer“, sagt Achim
Backendorf, Leiter der Abtei-
lung Sozialpolitik des Sozial-
verbands VdK Deutschland.
Behinderte hätten es in Zeiten
hoher Arbeitslosigkeit beson-
ders schwer, sich auf dem 
Arbeitsmarkt zu behaupten.
Reha-Management sei die rich-
tige Methode, um durch früh-
zeitiges koordiniertes Eingrei-
fen möglichst zu verhindern,

dass Menschen durch Arbeits-
unfälle oder Berufskrankheit
arbeitslos werden. Ein weiterer
Pluspunkt: Die gesetzliche Un-
fallversicherung (GUV) sorge
bereits durch Prävention in Un-
ternehmen dafür, dass es zu vie-
len Unfällen oder berufsbeding-
ten Krankheiten erst gar nicht
komme.

Das Reha-Management der
GUV sieht  Backendorf als Vor-
bild  für das betriebliche Ein-
gliederungsmanagement. Die-
ses müssen Arbeitgeber allen
Beschäftigten anbieten, die

„Vorbild für andere“
Das Reha-Management in der
gesetzlichen Unfallversicherung
(GUV) ist stetig verbessert worden
– Investitionen, die sich lohnen?

Das Reha-Management in der
GUV zu fördern, lohnt sich. Damit
Arbeitnehmer wieder den Weg zu-
rück in die Beschäftigung finden, ist
es unumgänglich, die Rehabilitati-
on schnell und effizient durchzufüh-
ren. Die schnelle Wiedereingliede-
rung in den Beruf rechnet sich nicht
nur für Betriebe und Unfallkassen,
sondern vor allem auch persönlich.

Das Heilverfahren in der GUV ist,
– durch den Management-Auf-
trag – eng verzahnt. Eine Orien-
tierung fürs Gesundheitswesen?

Die Organisation des Heilver-
fahrens in der GUV kann als Vor-
bild für das Gesundheitswesen gel-
ten, weil alle Stadien des Verfahrens
aufeinander abgestimmt sind und so
optimale Heilungserfolge erzielt
werden. Entscheidend ist dabei der
Management-Auftrag, der auch auf
die Krankenkassen übertragen wer-
den könnte. Das Verfahren kann
Vorbild sein, aber nicht identisch
umgesetzt werden.

„Alles aus einer Hand“: Ist dieses
Prinzip nicht moderner denn je?

Das Konzept, alle Leistungen –
Prävention, Reha, Entschädigung –
„aus einer Hand“ anzubieten, bie-
tet für die Unfallversicherungsträger
die richtigen Anreize, die Betriebe
effektiv in der Prävention zu bera-
ten und die Reha zu fördern. Der
Vorteil ist, dass sich für die Unfall-
versicherungsträger die Investitio-
nen in Prävention und Beratung
positiv bei den Kosten für die Reha
auswirken. Ein Aufteilen dieser Ein-
heit würde diesen Anreiz zerstören.

Daniel Bahr,
FDP-Bundestags-
abgeordneter aus
Münster

Drei Fragen an

innerhalb eines Jahres länger
als sechs Wochen ununterbro-
chen oder wiederholt arbeits-
unfähig waren, um alle Mög-
lichkeiten zu klären, wie die
Arbeitsunfähigkeit überwun-
den und der Arbeitsplatz erhal-
ten werden kann. Backendorf:
„Die Reha-Berater der GUV
haben jahrelange Erfahrung
darin, wie berufliche Eingliede-
rung gemanagt werden kann.
Sie kennen die Situationen vor
Ort in den Betrieben. Ihr Wis-
sen sollte daher auch in diesem
Bereich genutzt werden.“

Kontakt:
Sigrid Breiksch, E-Mail:
soziale-betreuung@
sparkasse-dortmund.de
Bernd Küppers, E-Mail:
bernd.kueppers@rsgv.de 

SERVICE

Reha-Management: Gewinn für alle
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Von allen Sozialversicherungs-
trägern hat die gesetzliche
Unfallversicherung den um-
fassendsten Rehabilitations-
auftrag. Hat ein Versicherter
einen Wegeunfall,Arbeitsun-
fall oder eine Berufskrank-
heit, muss seine Gesundheit
und Leistungsfähigkeit mit
allen geeigneten Mitteln wie-
der hergestellt werden.

Zügig, nahtlos und ganz-
heitlich wird die Rehabilitation
in der gesetzlichen Unfallversi-
cherung (GUV) durchgeführt.
So sind die medizinische Ver-
sorgung, die Teilhabe am
Arbeitsleben (berufliche Reha)
und die Teilhabe
am Leben in der
Gemeinschaft (so-
ziale Reha) gleich-
wertige Bereiche
der Reha in der
GUV. Tritt ein Versicherungs-
fall ein, muss der Betroffene in
der Regel keinen Antrag stellen,
um Leistungen der GUV zu
erhalten.

Fachleute der GUV, die so
genannten Reha-Berater, mana-
gen die Rehabilitation für den

Kranken. Das heißt: Schon am
Krankenbett, am Arbeitsplatz
oder Zuhause suchen Reha-
Berater, Betroffener und Ar-
beitgeber gemeinsam nach
möglichen Perspektiven und
bringen damit die Wiederein-
gliederung des Kranken ins
soziale und berufliche Leben
voran. Die Leistungen für den
Versicherten umfassen unter
anderem ärztliche und zahn-
ärztliche Versorgung, Umschu-
lungen, Fortbildungen, behin-
dertengerechte Umgestaltung
des Arbeitsplatzes, des Fahr-
zeugs oder der Wohnung, 
psychologische Betreuung und
auch Rentenzahlungen.

Wegen der
schwierigen Lage
auf dem Arbeits-
markt ist die beruf-
liche Reha derzeit
besonders wichtig.

In diesem Bereich arbeiten die
Unfallversicherungsträger der
öffentlichen Hand in NRW
schon seit Jahren erfolgreich.

Ein Wermutstropfen: Bei der
stationären Behandlung gerät
die GUV zunehmend unter
Kostendruck. Denn: Sie muss –

so will es der Gesetzgeber – das
Kostensteuerungsinstrument der
gesetzlichen Krankenversiche-
rung, das so genannte DRG-
System, übernehmen. Dieses
System wird der Behandlung
von Unfallopfern nicht gerecht,

weil diese meist schwerer und
mehrfach verletzt sind. Die
DRGs, auch diagnosebezogene
Fallpauschalen genannt, führen
daher paradoxerweise in der
GUV zu ungewollten Kosten-
steigerungen.

Ohne Bürokratie zurück in den Alltag
Rehabilitation

... eine Expertin für berufliche Wiedereingliederung?

Ellen 
Bleichrodt, 41,
Landesunfall-
kasse (LUK)
NRW

Was macht eigentlich ...

Meine Aufgabe als Reha-Berate-
rin umfasst die medizinische, sozia-
le und berufliche Wiedereingliede-
rung. Kann ein Versicherter nach
einem Unfall seine bisherige Tätig-
keit nicht mehr ausüben, hat dabei
die berufliche Wiedereingliederung
eine ganz besondere Bedeutung, vor
allem bei der schwierigen Lage auf
dem Arbeitsmarkt. Ich suche dann
gemeinsam mit dem Versicherten
eine neue berufliche Perspektive,
damit er schnell ins Arbeitsleben
zurückkehren kann. Wir finden her-
aus, welche Fähigkeiten vorhanden

sind und wie sich Qualifikationen
ergänzen oder einbringen lassen,
etwa durch Fortbildung oder Um-
schulung. Ich halte auch den Kon-
takt zur alten Arbeitsstelle und orga-
nisiere Gespräche, bei denen alle Be-
teiligten an einem Tisch sitzen. Oft
gelingt die Wiedereingliederung in
einen anderen Unternehmensbe-
reich. Klappt das nicht, unterstütze
ich den Versicherten bei der Suche
nach einer neuen Arbeit. Dabei re-
cherchiere ich in Datenbanken der
Bundesagentur für Arbeit und der
Berufsgenossenschaften oder arbei-

te mit Integrationsfachdiensten zu-
sammen. Manchmal muss auch der
Arbeitsplatz des Versicherten um-
gebaut werden oder er braucht ei-
nen besonderen PC. Vielleicht muss
sein Pkw umgerüstet werden: nicht
nur, um zur Arbeit zu gelangen, son-
dern auch, um in der Freizeit mobil
zu sein und Freunde oder Familie zu
besuchen. Solche konkreten Schrit-
te organisiere ich, die Kosten über-
nimmt die LUK. Während des wei-
teren Prozesses der Reintegration
arbeite ich vertrauensvoll und eng
mit dem Versicherten zusammen.

Infos zur Rehabilita-
tion in der gesetzlichen
Unfallversicherung
finden Sie u. a. unter:
www.rguvv.de

SERVICE

Zum Thema

Insgesamt rund  19,7 Millionen Euro gaben die vier Unfallversicherer der öffent-
lichen Hand in NRW im vergangenen Jahr für berufliche und soziale Rehabili-
tation schwerstverletzter Menschen aus. Das sind pro Fall durchschnittlich
etwa 31.000 Euro. Die Leistungen der Unfallversicherer reichten dabei von der
ärztlichen Versorgung bis hin zur behindertengerechten Umgestaltung der
Wohnung oder des Arbeitsplatzes der Betroffenen.

Quelle: UV-Träger der öffentlichen Hand in NRW, 2003

Rehabilitation: Schwerstverletzte gut versorgt
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Personalien
Beate Eggert (54)
ist seit September
neue Geschäfts-
führerin der Un-
fallkasse Rhein-

land-Pfalz. Sie hat die
Nachfolge von Gabriele
Pappai, jetzt Geschäftsfüh-
rerin des Rheinischen Ge-
meindeunfallversicherungs-
verbandes, angetreten.

Dr. Hans-Joachim
Wolff (65) ist seit
Juli Vorsitzender
auf Arbeitgebersei-
te im Vorstand des
Hauptverbandes der
gewerblichen Berufsgenos-
senschaften. Er ist seit fast
20 Jahren ehrenamtlich in
der Selbstverwaltung aktiv
und führt auf Arbeitgeber-
seite den Vorstand der Tief-
bau-Berufsgenossenschaft.

Herbert Kleinherne
(80) hat nach 13
Jahren sein Amt
an der Spitze des
Hauptverbands

der gewerblichen Berufsge-
nossenschaften abgegeben.
Der scheidende Vorstands-
vorsitzende hat seit über 35
Jahren Ämter in verschiede-
nen Zweigen der Sozialver-
sicherung inne.

„Beschäftigte motivieren –
Produktivität steigern – Kosten
senken“ lautet das Motto des
Personalforums „Erfolgsfaktor
Gesundheit“, zu dem die Initia-
tive Neue Qualität der Arbeit
(INQA) und das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und
Arbeit am 11. November nach
Köln einladen. Mehr Infos im
Internet unter:
www.managementcircle.de

„Arbeitsschutz mit System“
heißt eine Fachtagung des 
Rheinischen GUVV für seine
Mitgliedsunternehmen, die am
30. November im Maternushaus
in Köln stattfindet. Dabei geht
es um Standards, Rahmenbe-
dingungen und betriebliche
Lösungen des Arbeitsschutzes.
E-Mail: praevention@rguvv.de

TERMINE
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Reintegration

Neuanfang nach Unfall:
Selbe Klinik, anderer Job
Von einem Tag zum anderen
verändert ein Unfall das Le-
ben einer Krankenschwester.
Nach einer Handverletzung
kann sie ihre bisherige Tätig-
keit nicht mehr ausüben.
Doch mit Motivation und
unterstützt von der Landes-
unfallkasse (LUK) NRW kehrt
sie zurück ins Arbeitsleben.

Im Winter 2001 stürzt die
48-Jährige auf dem Weg zur
Arbeit – der Daumen ist gebro-
chen, ein Band gerissen. Trotz
erfolgreicher OP und ambulan-
ter Reha entstehen Komplika-
tionen. Sie kann die Hand
kaum bewegen. Bald ist klar:
Eine Rückkehr in den Beruf
gibt es nicht. In dieser Zeit
sucht eine Reha-Beraterin der
LUK Kontakt zu ihr. Beide
überlegen, wie die berufliche
Zukunft aussehen kann. Die
Qualifikation der Versicherten
soll nicht verkümmern. Die
Reha-Beraterin hält Kontakt
zur Klinik, in der die Frau gear-
beitet hat. Sie bringt beide Sei-
ten zusammen und vertritt die
Interessen der Versicherten.

Man überlegt, wo sich die Mit-
arbeiterin einsetzen lässt.

Die Lösung: Sie soll an der
Klinikschule als Pflegelehrerin
unterrichten. Doch dazu muss
sie erst selbst wieder zur Schu-
le gehen. Zwei Jahre dauert die
Fortbildung, die sie mit besten
Noten beendet. Die LUK zahlt
Lehrgangskosten, Fahrgeld
und Leistungen zum Lebens-
unterhalt. Dann die schlechte
Nachricht: Es gibt doch keine
Stelle für die frisch gebackene
Lehrerin. Wieder schaltet sich
die Reha-Beraterin ein, wieder
sitzen alle an einem Tisch. Und
es gibt eine neue Lösung: Für
das Projekt „Schmerzmanage-
ment“ müssen Daten gesam-
melt und ausgewertet werden –
eine Aufgabe für die Kranken-
schwester. Seit Anfang 2004
zahlt die LUK einen Lohnkos-
tenzuschuss für die Einarbei-
tung und trägt die Kosten einer
Pkw-Umrüstung. Der Unfall
hat Folgen und Schmerzen hin-
terlassen. Die Frau erhält eine
kleine Unfallrente, arbeitet
aber wieder: an alter Wirkungs-
stätte in neuer Position.

Krankenstand

Historisches Tief
Zum zweiten Mal ist der

bundesweite Krankenstand in
diesem Jahr unter drei Prozent
gefallen. Mit 2,67 Prozent 
erreichte er im August 2004 
den tiefsten Stand seit Ein-
führung der Lohnfortzahlung
für Arbeitnehmer im Jahr
1970, so das Bundesministe-
rium für Gesundheit und 
Soziale Sicherung. Insgesamt
ist der Krankenstand von Janu-
ar bis August 2004 gegenüber
dem Vorjahreszeitraum um
fast zehn Prozent gesunken. 

Schadstoffbelastung

Aktuelle Studie
Einen Zusammenhang zwi-

schen der Wohnortnähe zu 
Industrieanlagen und der
Schadstoffbelastung der An-
wohner hat jetzt eine vom
NRW-Umweltministerium in
Auftrag gegebene Studie nach-
gewiesen. Je näher Mütter und
Kinder an drei Belastungs-
schwerpunkten in Duisburg
und Dortmund wohnten, umso
häufiger konnten erhöhte Gift-
stoff-Konzentrationen im Kör-
per sowie Allergien und Atem-
wegserkrankungen nachgewie-
sen werden.


